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Einordnung des Themas unter soziologi-
scher Prämisse. Die im Zusammenhang mit
Persönlichkeitsrechtsverletzungen anzustel-
lenden Bewertungen und Interessenabwä-
gungen beruhen vielfach auf einem Vorver-
ständnis, das wesentlich von der persönli-
chen Haltung des die Bewertung vorneh-
menden Juristen zu dem mit dem Eingriff in
das Persönlichkeitsrecht verfolgten Zweck
geprägt wird. Neben verwirft die These von
der sozialen „Unwertigkeit“ der trivialen
Personenberichterstattung und setzt an ihre
Stelle eine ambivalente Bewertung dieser
publizistischen Form. Als positive Faktoren
trivialer Personenberichterstattung werden
Sozialisation und Orientierung genannt.
Massenmedien ersetzen in Zeiten zuneh-
mender sozialer Isolierung die Familie als
Vermittler von Werten. Nicht zu folgen ver-
mag ich der Einschätzung, triviale Personen-
berichterstattung leiste einen Beitrag zur
Herstellung sozialer Gerechtigkeit (S. 72f.),
indem die „Reichen, Schönen und Berühm-
ten“ ihre oftmals nicht auf eigenes Können,
sondern allein auf gesellschaftliche Wert-
schätzung zurückzuführenden Privilegien
mit dem Verlust von Privatsphäre und Ano-
nymität bezahlen. Die These der ambivalen-
ten Bewertung trivialer Personenberichter-
stattung hätte nicht an Überzeugungskraft
eingebüßt, wenn Neben auf diese Argumen-
te verzichtet hätte. Auch die Überlegung,
wonach für Sportler, Schauspieler, Musiker
oder Künstler kontinuierliche Medienprä-
senz zu einer Steigerung ihres Marktwertes
führt, vermag Eingriffe in Persönlichkeits-
rechte doch nur dann zu rechtfertigen, wenn
sie mit Einwilligung der dargestellten Person
erfolgen. Mit diesem Argument begibt sich
Neben aus dem Kontext seiner Themenstel-
lung, denn Gegenstand der Arbeit ist nur die
dem Willen des Dargestellten zuwiderlau-
fende Berichterstattung (S. 99, Fn. 4).

III. Eingangs des zweiten Teils betont Neben
zunächst, dass triviale Personenberichter-
stattung gänzlich in den Schutzbereich von
Art. 5 Abs. 1 Satz 2 GG falle; auch die darge-
stellte Person sei verfassungsrechtlich (und
einfachgesetzlich, § 12 BGB, § 22 KUG) ge-
gen eine ungewollte Darstellung in den Me-
dien geschützt. Die Rechtsprechung hat in
den vergangenen Jahrzehnten Leitlinien
entwickelt, die den erforderlichen Abwä-

I. Die vorliegende Hamburger Dissertations-
schrift befasst sich mit Rechtsfragen der „tri-
vialen Personenberichterstattung“. Dieses
im Spannungsverhältnis zwischen Presse-
freiheit und Persönlichkeitsschutz angelegte
Thema wird als eigenständiges rechtstat-
sächliches Phänomen verstanden, auf das
rechtspolitisch sinnvolle und rechtsdogma-
tische überzeugende Antworten gegeben
werden sollen (S. 18 mit Fn. 13). Zu diesem
Zweck gliedert sich die Arbeit in drei Teile.
Der erste Teil befasst sich mit den publizisti-
schen, soziologischen und ökonomischen
Rahmenbedingungen der trivialen Perso-
nenberichterstattung. Der daran anschlie-
ßende zweite Teil untersucht die Zuläs-
sigkeit und die Grenzen trivialer Personen-
berichterstattung. Der dritte Teil befasst sich
abschließend mit den Rechtsfolgen der Ver-
letzung von Persönlichkeitsrechten durch tri-
viale Personenberichterstattung.

II. Ausgangspunkt der Untersuchung ist die
Annahme, dass die triviale Personenbericht-
erstattung gegenüber anderen Formen des
massenmedialen Personenjournalismus ei-
ne eigenständige publizistische Kategorie
darstelle. Das prägende Merkmal besteht
darin, dass die gesamte Persönlichkeit eines
Menschen zum Gegenstand der Berichter-
stattung erhoben wird. Die triviale Perso-
nenberichterstattung baut Identifikations-
figuren auf, deren Lebensgeschichte sie
lückenlos verfolgt und dokumentiert. Inhalt-
lich konzentriert sie sich auf emotionalisie-
rende Themen wie soziale Auf- und Abstie-
ge, familiäre Alltagsprobleme, Krankheiten,
Hochzeiten, Geburten, Beziehungsproble-
me usw. Neben unterscheidet diese publizis-
tische Darstellungsform von der „substanzi-
ellen Personenberichterstattung“, die den
Menschen ausschließlich von seiner der Öf-
fentlichkeit zugewandten Seite im untrenn-
baren Zusammenhang mit einem aktuellen
Ereignis darstellt (S. 44). Nach dieser The-
menbegrenzung wendet sich die Arbeit
S. 45ff. einer eigenständigen Untersuchung
der Verbreitung trivialer Personenberichter-
stattung anhand konkreter Zeitschriften
(der Stern, Bunte) zu. Als Ergebnis lässt sich
– wie nicht anders zu erwarten war – eine
zunehmende Trivialisierung massenmedi-
aler Personenberichterstattung festhalten. 
Besondere Aufmerksamkeit verdient die

Buchbesprechungen

96

Gerald Neben: 
Triviale Personenbericht-
erstattung als Rechts-
problem. Ein Beitrag zur
Grenzziehung zwischen
Medienfreiheit und Persön-
lichkeitsschutz. Berlin 2001:
Duncker & Humbblot. 
89,00 Euro, 428 Seiten. 



tv diskurs 23

R
E

C
H

T

che und soziale Zusammenleben Rechnung
trägt. Dass diese Unterscheidung von der
Verfassung nicht mehr abgedeckt ist, hätte
präziser belegt werden können.

Das von Neben entwickelte Modell muss
sich weiter die Frage gefallen lassen, ob es
wirklich geeignet ist, dem Persönlichkeits-
schutz angemessen Rechnung zu tragen. Die
Unterscheidung zwischen Information und
dem bloßen Erlangen von Aufmerksamkeit
wird in der Praxis überaus schwierig zu tref-
fen sein, denn die triviale Personenbericht-
erstattung zielt im Grunde auf beides ab.
Setzt sich der dargestellte Ansatz durch,
wird triviale Personenberichterstattung in
Zukunft nicht anders als andere Formen der
Information durch Presseunternehmen be-
handelt werden können. Exakt darin liegt
das Anliegen der vorliegenden Arbeit.

IV. Der abschließende dritte Teil befasst sich
mit dem Rechtsschutz gegenüber Persön-
lichkeitsverletzungen bei trivialer Personen-
berichterstattung (S. 278ff.). Eingangs pos-
tuliert Neben eine weitreichende persönlich-
keitsrechtliche Schutzpflicht des Staates
gegenüber Rechtsverletzungen bei trivialer
Personenberichterstattung. Diese Pflicht
werde ausgelöst durch eine intensivierte Ge-
fährdungs- und Verletzungslage im Bereich
der massenmedialen Personenberichterstat-
tung.

Vor diesem Hintergrund untersucht
Neben zunächst „nicht-monetäre“ Schutzins-
trumentarien. Nach seiner Auffassung wer-
den sie den verfassungsrechtlichen Vorga-
ben nicht gerecht. Widerrufsrecht, Gegen-
darstellungs- und Unterlassungsanspruch
enthielten materiell-rechtliche und verfah-
rensrechtliche Defizite, die eine effektive Ab-
wehr von Persönlichkeitsbeeinträchtigun-
gen nicht ermöglichen und damit verfas-
sungsrechtlichen Vorgaben nicht gerecht
werden. Neben spricht sich für eine Stärkung
des Persönlichkeitsschutzes durch die Ver-
schärfung monetärer Sanktionen aus. Per-
sönlichkeitsrechtsverletzungen bei trivialer
Personenberichterstattung solle jeder öko-
nomische Anreiz genommen werden. Scha-
densersatz und Bereicherungsausgleich stel-
len kein angemessenes Sanktionssystem
dar; das Institut der Geldentschädigung im
Rahmen eines Schmerzensgeldanspruchs
führt praktisch nicht weiter. Neben spricht

besondere im Hinblick auf das Kriterium „In-
formationswert“ gegen ein verfassungs-
rechtliches Gebot inhaltlicher Neutralität
des Staates gegenüber Presseberichterstat-
tungen (S. 267ff.). Die Konsequenzen sind
gravierend. An die Stelle der Orientierungs-
größe „Informationswert“ setzt Neben den
Begriff des „Informationsgehaltes“ der streit-
gegenständlichen Äußerung. Der Informati-
onswert orientiere sich an der Qualität der
Veröffentlichung, während der Informati-
onsgehalt eines kommunikativen Aktes nach
der Quantität der in ihm enthaltenen Infor-
mationen ausgerichtet ist. Gefragt werden
soll nicht: „Worüber informiert die Veröffent-
lichung?“, sondern vielmehr: „Wie informiert
sie?“ Maßgeblich ist danach der Informati-
onsgehalt einer Publikation. Um welches
Thema es sich handelt, ist dabei unerheblich.
Für die Bestimmung des Informationsgehal-
tes einer Publikation sind maßgeblich ers-
tens der Wissensstand des Rezipienten,
zweitens das vorhandene Interesse des Rezi-
pienten an dem angesprochenen Themen-
komplex und drittens die Eignung der Publi-
kation zur Beseitigung dieser Ungewissheit.

Dieser Ansatz führt wohl kaum zu von
der bisherigen Rechtsprechung gravierend
abweichenden Ergebnissen. Anliegen der
Arbeit ist vielmehr, dem in Art. 5 GG veran-
kerten Prinzip staatlicher Neutralität im
Kommunikationsprozess zur Durchsetzung
zu verhelfen, indem nicht auf den Informa-
tionswert, sondern auf den -gehalt abgestellt
wird. Ganz ohne Konsequenzen für Ergeb-
nisse bleibt der Ansatz freilich nicht, wie
Neben etwa im Hinblick auf Bildveröffentli-
chungen darlegt. Hier wird es nach seinem
Modell nicht auf die Wertigkeit des Bild-
nisthemas ankommen, sondern auf die Fra-
ge, ob dem Bild tatsächlich ein Informati-
onsgehalt innewohnt, oder ob es nur dazu
dient, Aufmerksamkeit zu erzielen.

Die Kritik Nebens an der bisherigen Recht-
sprechung beruht auf der Annahme, sie ver-
stoße gegen das verfassungsrechtliche Neu-
tralitätsgebot, indem sie eine inhaltliche Be-
wertung von Publikationsgegenständen vor-
nimmt. Die Linie der Rechtsprechung kann
aber auch als eine funktionale Differenzie-
rung verstanden werden, die der unter-
schiedlichen Bedeutung von Äußerungen,
Bildern usw. für das politische, wirtschaftli-

gungsprozess nachvollziehbar gestalten sol-
len. Hinsichtlich des Dargestellten werden
Verletzungen der Menschenwürde ebenso
wenig akzeptiert wie Schmähkritik und her-
abwürdigende Formalbeleidigungen. Auf
Seiten des Rezipienten lässt sich die Legiti-
mität des öffentlichen Informationsinteres-
ses anführen. Das Rundfunk- und Presseun-
ternehmen schließlich kann den Zweck der
Äußerung und die Motivation des Äußern-
den und ein Recht zum Gegenschlag an-
führen (S. 204).

Der anschließende Abschnitt wendet
sich (S. 205ff.) der Bildberichterstattung zu.
Bekanntlich strukturiert die Rechtsprechung
den Abwägungsprozess zunächst danach, ob
es sich um eine „absolute oder relative Per-
son der Zeitgeschichte“ handelt. Daneben
verlangt sie ein schutzwürdiges Informati-
onsinteresse der Allgemeinheit. Die Arbeit
legt dar (S. 212ff.), dass sich dieser Ansatz
von den gesetzgeberischen Vorgaben in
§§ 22, 23 KUG entfernt. Die Anwendbarkeit
des § 23 Abs. 1 Nr. 1 KUG könne sich nicht aus
der Eigenschaft des Abgebildeten (als Person
der Zeitgeschichte) ergeben, sondern nur
aus Thema und Inhalt des Bildnisses. Im Fol-
genden stellt Neben die Abwägungskriterien
der Rechtsprechung dar, unterzieht sie einer
kritischen Analyse und vergleicht die ge-
wonnenen Ergebnisse mit der Berichterstat-
tung über Äußerungen. Während bei den
Äußerungen die maßgebliche Orientie-
rungsgröße ihre Relevanz darstellt, stellt die
Rechtsprechung beim Bildnisschutz auf die
individuelle Schutzwürdigkeit des Darge-
stellten ab. Neben sieht hier ein entgegenge-
setztes Regel-Ausnahme-Verhältnis. Ehrver-
letzende Äußerungen seien tendenziell
zulässig, sofern einer der geschilderten
Rechtfertigungsgründe vorliege, während
Bildnisveröffentlichungen grundsätzlich un-
zulässig sind, sofern nicht im Einzelfall ein
besonderes Informationsinteresse die Veröf-
fentlichung rechtfertigt. Dementsprechend
sei im Ehrschutz eine Liberalisierung zu-
gunsten der Presse zu beobachten, während
im Bereich des Bildnisschutzes zunehmend
restriktiver geurteilt werde (zusammenfas-
send S. 235). Anschließend untersucht
Neben die Veröffentlichung von Indiskretio-
nen und Unwahrheiten. Seiner Auffassung
nach verstoßen die von der Rechtsprechung
zugrunde gelegten Abwägungskriterien ins-
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Die interdisziplinäre Studie ist aus einem ge-
meinsamen Projekt des Hans-Bredow-Insti-
tuts in Hamburg und dem Institut für Publi-
zistikwissenschaft und Medienforschung
der Universität Zürich hervorgegangen. Das
Projekt lief über zehn Monate, im Wesentli-
chen im Jahre 2000, und wurde von dem
Schweizerischen Bundesamt für Kommuni-
kation finanziell unterstützt. Dies erklärt
auch den beteiligten Personenkreis. Das Pro-
jekt sollte aus sozial- und rechtswissen-
schaftlicher Sicht die Instrumente zusam-
mentragen, die ausgewählte Länder Europas
zur Absicherung des öffentlichen Rundfunks
benutzen. Das sollte einen Werkzeugkasten
– eine „Tool Box“ – ergeben, der mit seinem
Inhalt dem öffentlichen Rundfunk zur Recht-
fertigung dienen kann. Bei der Material-
sammlung hat auch eine europäische Stelle,
nämlich die Europäische Audiovisuelle In-
formationsstelle in Straßburg geholfen. Eine
Version, die die schweizerischen Verhältnis-
se besonders beleuchtet, ist 2001 unter dem
Titel Der schweizerische öffentliche Rundfunk
im Netzwerk: Möglichkeiten der Absicherung
und Bindung der SRG an die Gesellschaft in
der Reihe des Züricher Instituts erschienen.
Dieser Hinweis ist wichtig, weil in der in
Deutschland erschienenen, hier vorgestell-
ten Version der Veröffentlichung die Schweiz
überhaupt nicht als eigenes Feld der kompa-
rativen Untersuchungen erscheint, sieht
man von einer Fußnote anfangs und einem
Rekurs im Text auf die Schweizer Veröffent-
lichung und ihre Darstellung des Anwen-
dungsbeispiels Schweiz in der Konklusion
am Ende – also der Zusammenfassung – ab.

Die Untersuchung stellt nach Problem- und
Fragestellung die Zielsetzung und Methode
sowie den Aufbau des Berichts an den An-
fang. Darauf folgen empirische Erörterung
zur Veränderung der Umwelten des öffentli-
chen Rundfunks. Dann wird der Public Ser-
vice-Gedanke in den Vordergrund gerückt
und als Modell in der Gesellschaft präsen-
tiert, wobei die Sicherung der Public Service-
Funktion im derzeit modischen Wissen-
schaftsjargon als „Steuerungsaufgabe“ ein-
geführt erscheint. Darauf folgen Darstellun-
gen der Rundfunksysteme in Deutschland,
Frankreich, Großbritannien, den Niederlan-
den, Portugal und Schweden. Dann werden
verschiedene Sicherungsinstrumente kom-

sich rechtsfortbildend zunächst für eine
Verschärfung bereicherungsrechtlicher Aus-
gleichsansprüche aus. Letztlich geht es ihm
um einen Gewinnabschöpfungsanspruch im
Wege der Lizenzanalogie, wie er im Bereich
des gewerblichen Rechtsschutzes und des
Urheberrechts bei Rechtsverletzungen an-
erkannt ist. Ergänzend kann der Geschädig-
te ein vom Bereicherungsausgleich unab-
hängiges Schmerzensgeld verlangen. Dem
Schmerzensgeldanspruch soll entgegen der
neueren Tendenz des Bundesgerichtshofs
dabei keine Präventionswirkung zukom-
men, sondern er solle allein der Kompensa-
tion und Restitution dienen.

V. Der klar gegliederten und gut lesbaren Ar-
beit liegt inhaltlich die Linie zugrunde, tri-
viale Personenberichterstattung tatbestand-
lich nicht anders als andere Formen persön-
lichkeitsrechtlich relevanter Berichterstat-
tung zu behandeln und in der Tendenz damit
in größerem Umfang zuzulassen. Auf der an-
deren Seite spricht sich Neben für eine spür-
bare Verschärfung der Sanktionen im Falle
der Verletzung von Persönlichkeitsrechten
durch triviale Personenberichterstattung
aus. Dieses Modell enthält Konturen, und es
wird bei zukünftigen Diskussionen über das
Spannungsverhältnis zwischen Persönlich-
keitsschutz und Presseberichterstattung mit
Sicherheit Beachtung finden. Die gründliche
Aufarbeitung der Rechtsprechung zu Fra-
gen des presserechtlichen Persönlichkeits-
schutzes rundet die gelungene Dissertati-
onsschrift ab.
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